
Die Energieexpertin des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW), Claudia Kemfert, kri-
tisiert die Energiepolitik der Regierung und for-
dert die Verbraucher auf, ihren Einfluss als Konsu-
menten stärker zu nutzen. Mit ihr sprach Günther
Hörbst.

Die Bundesregierung hat sich vorgenom-
men, bis 2050 den gesamten Strombedarf
über erneuerbare Energieträger zu de-
cken. Ist das realistisch?
Claudia Kemfert: Es ist nicht unrealistisch,
aber durchaus ambitioniert und optimis-
tisch. Man wird es jedoch nur schaffen,
wenn man weiterhin eine finanzielle Förde-
rung sicherstellt und diese auch in Europa
harmonisiert. Zudem muss es einen Euro-
päischen Stromverbund und einen deutli-
chen Ausbau der Energiespeicher geben.
Deshalb müssen die Netze innerhalb
Deutschlands, insbesondere die Nord-Süd-
verbindung und auch ins Europäische Aus-
land, deutlich ausgebaut werden.

Einige Staaten planen jedoch, verstärkt in
der Tiefsee nach Öl zu bohren.
Öl benötigen wir zum größten Teil für die
Mobilität sowie Gebäudeenergie, aber
auch für die Herstellung vieler Produkte un-
seres Alltags. Um sich vom Öl unabhängi-
ger zu machen, müssen wir zum einen im
Bereich Mobilität beginnen. Das bedeutet,
dass wir alternative Antriebsstoffe und
-techniken einsetzen. Zum anderen kön-
nen wir enorm Öl sparen, indem wir Ge-
bäude besser isolieren. Um heute auf Tief-
seebohrungen zu verzichten, hätte man mit
all dem vor 20 Jahren beginnen müssen.

Weshalb wurde das nicht gemacht?
Die heutigen Industriestaaten, allen voran
USA aber auch die EU, Japan oder Russ-
land, verbrauchen und verschwenden un-
glaublich viel Öl. Da wir heute noch keine
Mobilitätstechniken zur Hand haben, die
auf Öl verzichten, werden weiterhin jede
Menge Fahrzeuge mit herkömmlichen Ver-
brennungsmotoren verkauft. Unsere Wirt-
schaftswelt basiert auf Öl, es ist das Blut
der Volkswirtschaft. Herkömmliche Ölfel-
der gehen zur Neige, wir benötigen neue,
und das sind in erster Linie Tiefseefelder.

Wie gefährlich sind die Tiefseebohrun-
gen? Das Beispiel BP verunsichert viele.
Jede Energietechnik hat Risiken. Auch
Tiefseebohrungen sind riskant. In Europa
sind die Sicherheitsstandards viel höher als
in den USA. Und sie werden auch deutlich
besser kontrolliert. Wenn die Standards
und Kontrollen weltweit erhöht werden,
kann man die Technik beherrschen.
Schade ist, dass erst ein Unfall passieren
muss, um über die Gefahren des Öls nach-
zudenken. Die Wurzel des Problems hat
man damit überhaupt nicht angepackt.

Wie meinen Sie das denn?
Die Nachfrage ist das Problem. Solange die
meisten Menschen immer und überall mit
dem Auto fahren und mit dem Flugzeug in
den Urlaub fliegen, vermindert sich die
Nachfrage doch überhaupt nicht, im Ge-
genteil. Und wenn diese sich gleichzeitig
über steigende Benzinpreise aufregen, ist
dies besonders absurd. Sicherlich haben
die Konzerne Verantwortung, BP hat viele
Fehler gemacht, für die er haften muss. Mit-
schuld tragen allerdings wir alle.

Sie sehen die Verbraucher in der Pflicht?
Ganz genau. Die Möglichkeiten des Ver-
brauchers werden unterschätzt. Durch kon-
krete Kaufentscheidungen kann jeder Kon-
sument den Markt beeinflussen. Etwa die
Autohersteller dazu zu zwingen, mehr Elek-
troautos auf den Markt zu bringen. Die Lo-
gik ist einfach: Wird ein herkömmlicher Wa-
gen mit Verbrennungsmotor gekauft, muss
wieder nach Öl gebohrt werden. Kauft man

hingegen ein Elektro-oder Erdgasauto,
wirkt sich das auf das Marktverhalten der
Autobauer aus.

Diese Autos sind aber immer noch recht
teuer.
Noch. Und es gibt schon recht günstige An-
gebote aus Asien und den USA. Die Politik
muss das aber auch begleiten, indem sie
die neue Technik fördert und für die Ver-
braucher eine Brücke baut. Statt Abwrack-
prämien zu bezahlen, wäre es besser, Kauf-
prämien für neue, zukunftsweisende Fahr-
zeuge zu bezahlen.

Dafür ist aber wohl zunächst einmal der
Wandel in der Stromerzeugung nötig. Die
Regierung plant, bis in 20 Jahren 25 Giga-
watt Strom durch Windparks auf hoher
See zu erzeugen. Kritiker sagen, das sei
nicht zu schaffen in so kurzer Zeit.
Das ist machbar, bedarf aber massiver Un-
terstützung. Das Netz muss ausgebaut,
Speicher gefördert und finanzielle Anreize
erhöht werden. Hier muss die Politik drin-
gend die richtigen Signale setzen.

Windfirmen beklagen sich darüber, dass
sie von Banken keine Kredite bekommen.
Das ist im Grunde ein Skandal. Denn ge-
rade Banken sollten doch begriffen haben,
dass es sich hier um sichere Zukunftsinves-
titionen handelt. Die zwar keine kurzfristi-
gen Riesen-Renditen versprechen, aber
mittel- bis langfristig sichere und nachhal-
tige Investitionen sind. Das sollte spätes-
tens seit der Bankenkrise nun bei allen Fi-
nanzinstituten angekommen sein. Wir be-
nötigen dringend Kapital zum Umbau des
Energiesystems, auch private Geldanleger
sollten sich gezielt um solche Projekte be-
mühen. Die Banken sollten sich auch ver-
pflichten, eine Quote für nachhaltige Fi-
nanzprojekte einzuführen. Beispielsweise
könnte man 40 Prozent der Gelder in Anla-
gen oder Fonds in Nachhaltigkeitsprojekte
fließen zu lassen.

Gibt es Berechnungen, welche Jobeffekte
für Deutschland aus dieser Energiewende
entstehen könnten?
Allein in der Branche der erneuerbaren
Energien arbeiten derzeit knapp bei

300000 Menschen, wenn man auch die
wichtigen Zulieferbranchen mit hineinrech-
net. In den nächsten zehn Jahren rechnen
wir mit weiteren 100000 Arbeitsplätzen al-
lein in dieser Branche, bis 2030 könnten
diese sich sogar auf insgesamt 600000 erhö-
hen. Im Bereich der gesamten Klimaschutz-
technik könnten außerdem bis zu einer Mil-
lion neue Arbeitsplätze entstehen, hierzu
zählen Techniken wie Recycling, Wasser-
aufbereitung, intelligente Netze, die Ver-
besserung der Energieeffizienz sowie nach-
haltige Mobilität.

Die Energiewende soll ja nun Ende Sep-
tember in der Koalition in ein Konzept ge-
gossen werden. Streitpunkt ist die Frage
der Atomlaufzeiten. Wie ist Ihre Meinung?
Ich bedaure, dass es immer nur um die
Frage von Atom- versus erneuerbarer Ener-
gie geht. Die Erneuerbaren machen derzeit
16 Prozent der Stromerzeugung aus, die
Atomenergie etwas über 22 Prozent. Somit
werden etwa 60 Prozent der Stromerzeu-
gung gar nicht berücksichtigt – in erster Li-
nie geht es hier um Strom aus Kohlekraft-
werken. Die Brücke zu den erneuerbaren
Energien, von der im Zusammenhang mit
der Atomkraft immer gesprochen wird,
muss auch die Kohlekraft miteinschließen.
Wenn man die Kernkraftlaufzeit verlän-
gert, dürfen keine neuen Kohlekraftwerke
gebaut werden. Das sollte im Energiekon-
zept auch so festgehalten werden.

Die eigentliche Alternative heißt also:
Atomkraft oder Kohlekraft?
Ganz genau. Wenn die geplanten 26 neuen
Kohlekraftwerke tatsächlich gebaut wer-
den sollten, ist eine Verlängerung der
Atomlaufzeiten nicht nötig. Ich rate aber
dazu, die neuen Kohlekraftwerke nicht zu
bauen. Denn sie produzieren die nächsten
50 Jahre eine Menge klimaschädlichen
Kohlendioxids. Die bessere Alternative
wäre, Gaskraftwerke zu bauen, sie mit
Kraft-Wärme-Kopplung zu kombinieren,
die erneuerbaren Energien wie geplant
auszubauen und die Atomkraftwerke ein
wenig länger laufen zu lassen.

Wie lange würden die dann noch laufen?
Das hängt vom Energiekonzept ab. Nach
dem Szenario würden meiner Einschät-
zung nach zehn Jahre ausreichen.

Das sollte dann auch so in das Energiekon-
zept geschrieben werden?
Genau. Leider vergisst man neben der
Kohle auch Gas. Gaskraftwerke sind attrak-
tiv, sie sind flexibel einsetzbar und gut mit
erneuerbaren Energien kombinierbar. Zu-
dem ist Gas auch als Treibstoff in der Über-
gangszeit hin zur ressourcenfreien Mobili-
tät interessant sowie ebenso für die Gebäu-
deenergie.

Warum gibt es dann so wenig Gaskraft-
werke in Deutschland?
Gas ist bei uns im Vergleich zu anderen
Ländern unglaublich teuer. Zwar ist der
Börsenpreis niedrig, da es einen Angebots-
überschuss gibt. In Deutschland wird der
Gaspreis an den Ölpreis gekoppelt und der
steigt eher als dass er fällt. Leider bindet
Deutschland sich auch weiterhin für Jahr-
zehnte an Gaslieferanten, die viel zu hohe
Gaspreise verlangen. Anstelle Flüssiggas-
terminals zu bauen, die flexibel Gas zu uns
transportieren könnten, bauen wir kostspie-
lige Pipelines, die uns die nächsten 25
Jahre an den Ölpreis binden. Diese Ölpreis-
bindung sollte man schleunigst aufheben.
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Karlsruhe. Die Ankündigung kam damals
auf dem Höhepunkt der Internetblase, als
überall IT-Dienstleistungsfirmen entstan-
den. Auf der Hightech-Messe Cebit in Han-
nover sagte Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) im März 2000, IT-Firmen sollten
künftig einfacher ausländische Fachkräfte
einstellen können. Die Branche hatte be-
reits lange auf die große Anzahl hochquali-
fizierter Spezialisten in den Schwellenlän-
dern wie Indien geschielt und eine Sonder-
Arbeitserlaubnis für sie gefordert – die so-
genannte Greencard.

Schnell war auch ein zweites Schlagwort
gefunden; die sogenannten „Computerin-
der“ sollten in Scharen ins Land strömen
und der deutschen IT-Industrie nach vorne
helfen. Der erste Inhaber einer Greencard
kam dann vor zehn Jahren, am ersten Au-
gust, nach Deutschland – der Indonesier
Harianto Wijaya. Die Hürden für das Ein-
stellen von Computerspezialisten aus dem
Ausland blieben allerdings auch mit der
Greencard hoch.

Geregelt waren die Bedingungen in der
„Verordnung über Aufenthaltserlaubnisse
für hoch qualifizierte ausländische Fach-
kräfte der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie“. Die ausländischen Spe-

zialisten mussten nach dieser Regelung
mindestens 50000 Euro im Jahr verdienen,
die Aufenthaltsdauer war auf fünf Jahre be-
fristet, und jedesmal musste überprüft wer-
den, ob sich nicht doch noch ein deutscher
Arbeitnehmer findet.

Entsprechend schleppend lief die Ver-
gabe zunächst an. Im ersten Dreivierteljahr
wurden 13500 Greencards vergeben – an-
gepeilt waren ursprünglich 20000. Diese
Anzahl wurde aber nicht einmal in den vier
folgenden Jahren der Gültigkeit der Green-
card-Regelung erreicht. Stattdessen konn-
ten Unternehmen gerade einmal 18000 aus-
ländische IT-Spezialisten gewinnen. An-
schließend übernahm man die Greencard-
Regelung ins Zuwanderungsgesetz. Auf
Grundlage der Regelungen kamen dann
nochmals 15000 Computer-Spezialisten
nach Deutschland.

Mangel lähmt deutsche Wirtschaft
Nach Ansicht des Hightech-Branchenver-
bands Bitkom ist der Bedarf an Experten al-
lerdings sehr viel größer. Auf dem Höhe-
punkt des Aufschwungs im Jahr 2008 habe
es beispielsweise bis zu 45000 offene Stel-
len für IT-Fachkräfte gegeben. Aktuell
gebe außerdem ein Drittel der Unterneh-
men an, dass der Fachkräftemangel ein
Hindernis fürs Geschäft sei. Als Ursache da-

für sieht Bitkom-Präsident August-Wil-
helm Scheer die Gesetzeslage: Sie sei „für
den Zuzug von Hochqualifizierten immer
noch zu restriktiv“.

Zwar wurden die Regeln seit Januar
2009 auf alle Berufe mit Hochschulab-

schluss ausgeweitet, doch hat eine Firma ei-
nen Spezialisten gefunden, kann sich die
Prüfung der Arbeitsagentur, ob sich nicht
doch noch ein deutscher Arbeitnehmer für
die Stelle finden lässt, schon einmal bis zu
drei Monate hinziehen. Ausnahme: Das

Einstiegsgehalt liegt bei über 66000 Euro.
Dann wird Ausländern eine sogenannte
Niederlassungserlaubnis ohne Vorrangprü-
fung erteilt. Das Senken der Gehaltsgrenze
auf 40000 Euro fordert nun Bitkom.

Forderung nach Abbau von Hürden
Die Kritik geht weiter: Dass Ehepartner,
die mit einreisen, keine Arbeitserlaubnis
bekommen, kritisiert inzwischen auch Bun-
desbildungsministerin Annette Schavan
(CDU). Sie fordert ebenso wie der Direktor
des Bonner Forschungsinstituts zur Zu-
kunft der Arbeit, Klaus Zimmermann, die
Attraktivität Deutschlands für Fachkräfte
aus aller Welt zu erhöhen und Hürden etwa
bei der Visavergabe und beim Familienzu-
zug abzubauen.

Zimmermanns Institut hatte bereits im
Jahr 2000 gewarnt, dass Deutschland ohne
Öffnung des Arbeitsmarktes für Zuwande-
rer in der globalisierten Welt nicht beste-
hen kann. Ausländische Hochqualifizierte
schaffen Studien zufolge zudem doppelten
Nutzen: Einer Untersuchung des Arbeits-
amtes München von 2001 zufolge konnten
82 Prozent der Firmen mit Greencard-Be-
schäftigten ihre Wettbewerbsfähigkeit stei-
gern. Zudem schuf jeder ausländische
EDV-Spezialist im Durchschnitt 2,5 neue
Arbeitsplätze für deutsche Arbeitnehmer.

Einer der ersten Greencard-Inhaber in Deutschland: Der Inder Amit Kulkarni im Jahr 2000 an sei-
nem neuen Arbeitsplatz bei ThyssenKrupp-Engineering in Essen. FOTO: DPA

Essen (wk). Kurz vor der erwarteten Eini-
gung um die Karstadt-Übernahme des In-
vestors Nicolas Berggruen ist ein neues An-
gebot aufgetaucht. Nach einem Bericht der
„Bild am Sonntag“ hat der italienische Han-
delskonzern Borletti beim Insolvenzverwal-
ter Klaus Hubert Görg ein Angebot über
100 Millionen Euro für die insolvente Kauf-
hauskette abgegeben. Ein Sprecher Görgs
bestätigte gestern den Eingang eines ent-
sprechenden Schreibens.

Das Angebot soll erst zum Zuge kom-
men, falls die Berggruen- Übernahme doch
noch scheitern sollte. Görg-Sprecher Tho-
mas Schulz betonte allerdings, dass die An-
gebotsfrist längst abgelaufen sei. Es werde
alles getan, damit der notariell unterzeich-
nete Kaufvertrag mit Berggruen in Kraft tre-
ten könne. „Dieses Schreiben von Borletti
wirft mehr Fragen auf, als beantwortet wer-
den können.“

Maurizio Borletti ist zudem Mitglied des
Karstadt-Vermieterkonsortiums „High-
street“, das derzeit versucht, alle Gläubi-
ger für eine neue Mietvertragslösung zu ge-
winnen, um eine Einigung mit Berggruen
zu erreichen. Der Investor hatte günstigere
Konditionen verlangt. Erst durch eine Eini-
gung kann Berggruens Kaufvertrag Gültig-
keit erlangen. Zeit ist bis zum 8. August –
dann müssen Berggruen und Görg über die
Annahme entscheiden, zwei Tage später
auch das Insolvenzgericht.

Berlin (wk). Nach Jahren stagnierender
Einkommen können Arbeitnehmer nach
Meinung von Experten bald mit Lohnstei-
gerungen rechnen. Wie die „Welt am Sonn-
tag“ unter Berufung auf das Forschungsin-
stitut „Kiel Economics“ berichtet, könnte
die Anzahl der Arbeitsuchenden in den
nächsten vier Jahren von derzeit 3,19 Mil-
lionen auf 1,88 Millionen zurückgehen. Die
Bruttolöhne könnten um 4,9 Prozent stei-
gen. Grund: die positive Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt und der anstehende Be-
völkerungsrückgang, welche die Verhand-
lungsmacht des Mitarbeiters erheblich ver-
bessern, sagt Hilmar Schneider vom Insti-
tut zur Zukunft der Arbeit.

Unterdessen warnen Arbeitgeber die Ge-
werkschaften vor überzogenen Lohnforde-
rungen. Der Aufschwung dürfe nicht belas-
tet werden, sagte Arbeitgeberpräsident
Dieter Hundt gestern im Deutschlandfunk.
Auch Gesamtmetall-Präsident Martin Kan-
negießer warnte, höhere Lohnforderungen
seien ein „völlig falsches Signal“.Claudia Kemfert ist Energieexpertin beim Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) und

Professorin für Energieökonomie und Nachhaltigkeit. FOTO: INGO MÖLLERS

London (wk). Nach zum Teil extremen Um-
satzeinbußen und Vandalismusschäden for-
dern Betreiber von BP-Tankstellen in den
USA eine andere Bezeichnung. Sie wollen
eine Rückkehr zum alten Namen und Logo
„Amoco“, um wieder mehr Kunden anzu-
ziehen und ihr Image aufzubessern, sagte
der Chef des US-Händlerverbandes für die
BP-Tankstellen, John Kleine, der briti-
schen Zeitung Sunday Telegraph. BP war
1998 mit dem US-Ölkonzern „Amoco“ zu-
sammengegangen und hatte die Marke an
den Zapfsäulen danach durch das BP-Logo
ausgetauscht. Kleine kündigte an, dies bei
einem Mitgliedertreffen im Oktober ver-
mutlich anzusprechen. Es sei aber extrem
unwahrscheinlich, dass die Marke in naher
Zukunft geändert werde. Laut Sunday Tele-
graph ist an einigen BP-Tankstellen der
Umsatz um 40 Prozent eingebrochen.

Zur Person: Claudia Kemfert (41) leitet die Ab-
teilung Energie, Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung und ist
Professorin für Energieökonomie und Nachhal-
tigkeit an der Hertie School of Governance.
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